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BerN Die FDP plant die Revolu-
tion im Gesundheitswesen: Kern-
punkte sind die totale Liberalisie-
rung des Gesundheitsmarktes 
und ein Bonusmodell, das einen 
gesunden Lebenswandel belohnt. 
Solche Modelle sind heute prak-
tisch ausgeschlossen. 

Die FDP verlangt deshalb, dass 
Krankenkassen Versicherungs-
modelle anbieten müssen, in de-
nen sich Patienten zu einem ge-
sunden Lebenswandel – messbar 
zum Beispiel mit dem Body-Mass-
Index oder einem Fitnesstest – 
verpflichten und sich vom Arzt 
darauf kontrollieren lassen. Im 
Gegenzug sollen sie von tieferen 
Krankenkassenprämien profitie-

ren. Dies sei «echte Solidarität». 
Die Partei ritzt damit ein Tabu, 
weil sie die Gleichbehandlung 
von Gesunden und Kranken 
durch die Krankenkassen infrage 
stellt. Felix Gutzwiller, Zürcher 
Ständerat und Chef der freisin-
nigen Gesundheitskommission, 
begründet den Tabubruch: «Sol-
che Bonusmodelle fördern Eigen-
verantwortung und Prävention. 
Wir sparen so Kosten für alle, das 
ist solidarisch.» 

Das Planungs- und Tarifsystem 
im Gesundheitswesen soll laut 
dem noch geheimen Papier der 
FDP komplett auf den Kopf ge-
stellt werden, sodass Versiche-
rungsverbände, medizinische 
Branchen- und Berufsverbände 
sowie die politischen Behörden 

gänzlich aus der Tarifgestaltung 
ausgeschlossen sind. Anstelle von 
flächendeckenden Tarifen, die 
von Verbänden ausgehandelt und 
politisch abgesegnet werden, soll 
es nach dem Willen der FDP in 
Zukunft nur noch individuelle 
Einzelverträge zwischen einer 
Versicherung einerseits und einem 
medizinischen Leistungserbringer 
andererseits geben. 

Schluss mit den 
Gesundheitskartellen

Das will die FDP mit einem 
ganzen Massnahmenbündel er-
reichen. Dazu gehören: Vertrags-
freiheit, eine gesamtschweize-
rische Ratingagentur, die medizi-
nische Institutionen nach Quali-
tät und Kosten beurteilt, und 

schliesslich der Ausschluss von 
Branchenverbänden wie Santé-
suisse oder FMH aus den Ver-
tragsverhandlungen. 

Die FDP will den Gesundheits-
markt dem Kartellrecht unterstel-
len, um so Tarifabsprachen zu 
verhindern. Schliesslich sollen die 
Spitallisten der Kantone abge-
schafft werden, um den poli-
tischen Einfluss auf die Spitalpla-
nung zu brechen. 

Wenn nur noch Versicherer und 
Patienten aufgrund von Quali-
täts- und Kostentransparenz den 
Gesundheitsmarkt bestimmen 
würden, führe das zu Spezialisie-
rung, effizienten Netzwerken und 
zum Abbau von Überkapazitäten 
und helfe damit Kosten zu sen-
ken, argumentiert die Partei. 

Die Vorschläge liegen auf der Li-
nie des neuen Gesundheitsminis-
ters Didier Burkhalter, wie er sie 
schon vor seiner Wahl skizziert 
hat. Burkhalter hat Kenntnis vom 
Papier seiner Partei; er soll damit 
in die Pflicht genommen werden. 
Mit dem Vorstoss wollen die Frei-
sinnigen erreichen, dass ihr Bun-
desrat seine alten Grundsätze 
auch umsetzen kann. «Die Gele-
genheit für einen Aufbruch ist 
jetzt günstig», sagt Gutzwiller. 
Das Herumbasteln am Gesund-
heitswesen sei nicht mehr zielfüh-
rend. «Jetzt sind tiefgreifende 
Entscheide nötig, die zu mehr 
Wettbewerb und zu echter Solida-
rität sowie mehr Eigenverantwor-
tung der Patienten führen.» 
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Gesund leben soll belohnt werden 
Die fDP plant eine radikale reform des gesundheitsmarktes mit einem Bonusmodell 

PoNtreSiNa Der Morteratschglet-
scher im Oberengadin hat ein 
neues Höhlensystem freigegeben. 
«Ohne alpinistische Erfahrung 
kommt man nicht hinein», sagt 
 Gian Luck von Go Vertical. Die 
Bergführerfirma aus Pontresina ist 
dabei, die Eishöhle für Besucher 
zugänglich zu machen. Die Berg-
führer installieren Holzbrücken 
und leuchten die Höhle mit solar-
betriebenen LED-Lampen aus, die 
wenig Wärme abgeben. «Wir müs-
sen die Sicherheit garantieren und 
dürfen das Eis nicht zum Schmel-
zen bringen», sagt Luck. Gemein-
sam mit der Academia Engiadina 
will er einen Gletscherlehrpfad 
einrichten. Die Höhle soll frühes-
tens Ende Dezember eröffnet 
 werden.  lukas langhart

Da schmilzt 
das Herz des 
Höhlenfans

ZÜricH Die Zivildienstgesuche 
haben Ende November einen Re-
kordstand erreicht: 6754 Militär-
diensttaugliche haben seit Anfang 
Jahr ein entsprechendes Gesuch 
gestellt. Bis zu zwei Dutzend 
kommen täglich neu dazu. Im 
Vorjahr waren es noch knapp 
2000 Fälle. Der Grund für den 
Anstieg: Seit Anfang April entfällt 
die Gewissensprüfung. 

Den Zivildienstleistenden ste-
hen heute 6500 Einsatzplätze in 
mehr als 2000 Betrieben zur Aus-
wahl. «Wenn wir nicht reagieren, 
haben wir längerfristig nicht genü-
gend Stellen», sagt Samuel 
 Werenfels, Chef der Zivildienst-
vollzugsstelle beim Bund. Deshalb 
sucht seine Stelle jetzt erstmals 

aktiv nach Betrieben. Zusätzlich 
müssen die «Zivis» ihre Ansprü-
che senken. «Wer flexibel ist in 
 Bezug auf Einsatzort, Dauer, Zeit 
und Tätigkeit, findet nach wie vor 
einen Platz», sagt Werenfels. 

Auf den Anstieg der Zivildienst-
gesuche reagiert auch die Politik. 
SVP-Nationalrat Thomas Hurter 
lancierte einen Vorstoss für die 
Wiedereinführung der Gewis- 
sensprüfung, und Armeechef An-
dré Blattmann rief nach strengeren 
Regeln. «Der Schuss ging nach 
hinten los», sagt Piet Dörflinger 
von der Beratungsstelle Zivil-
dienst.ch. «Die politische Diskus-
sion hat viele erst recht auf den 
Zivildienst aufmerksam ge-
macht.»  ClauDia stahel

Gesuchsrekord beim 
Zivildienst

6754 anträge seit anfang Jahr

Didier Burkhalter: Seine Partei 
will ihn in die Pflicht nehmen


